
Zur Sache:

Rohrkrepierer
Abrüstung darf nicht 

unsere Sicherheit gefährden
Damit wir uns nicht mißverstehen: Die CDU ist für
Entspannung und Abrüstung in Europa. Aber vorher 
müssen wir uns doch erst einmal ein paar Zahlen an- 
sehen. Und die sehen so aus:
In den letzten zehn Jahren hat der Warschauer Pakt 
seine Angriffskapazität folgendermaßen erhöht:

1968 1978 zusätzlich:
Panzer 14.000 19.750 5.750
Schützenpanzer 9.600 16.000 6.400
Geschütze 1.900 3.100 1.200

Das geht natürlich weit über das zur Verteidigung not­
wendige Maß hinaus.

SPD-Fraktionschef Wehner tut allerdings so, als 
sei das eine harmlose Sache. In welcher Welt lebt der 
Mann? Glaubt der SPD-Fraktionschef etwa, Moskau 
werde Vorleistungen des Westens, vor allem der Ameri­
kaner, honorieren? Auf den vorzeitigen Verzicht der 
USA, den Bomber B1 und die Neutronenwaffe zu 
bauen, hat Moskau auch nicht reagiert.

Abrüstung ohne Sicherheit können wir jeden Tag 
haben. Aber Abrüstung mit Garantie für unsere Sicher­
heit ist ein zäher Prozeß. Sie ist nur dann möglich, wenn

der Ostblock endlich aufhört, nach politisch-militä- 
rischer Vormacht zu streben. So lange das nicht der 
Fall ist, wirken Wehners Äußerungen wie Rohrkrepierer, 
die uns im Westen um die Ohren fliegen und nur den 
Sowjets Vorteile verschaffen.
Noch einmal: Die CDU ist für den Frieden durch kon­
trollierte und ausgewogene Abrüstung auf der Grund­
lage der Gegenseitigkeit. Das hat sie in der Zeit ihrer 
Regierungszeit oft genug unter Beweis gestellt:
•  1954 freiwilliger Verzicht auf die Herstellung von 
Atomwaffen;
® 1963 Beitritt zum teilweisen Teststoppabkommen 
(Verbot von Kernwaffenversuchen):
® 1966 Friedensnote der Regierung Erhard an alle 
Staaten mit konkreten Abrüstungsvorschlägen;
•  1968 Angebot der NATO in Truppenreduzierungs­
verhandlungen (MBFR) mit dem Warschauer-Pakt ein­
zutreten;
•  1969 Memorandum zum Verbot biologischer und 
chemischer Waffen an den UNO-Generalsekretär. 
Übrigens: Der Ostblock begann mit seiner vehementen 
Aufrüstung just zu dem Zeitpunkt, als SPD-geführte 
Bundesregierungen die vermeintliche Entspannungs­
politik entdeckten.
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